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SBB-Schulwaggon lehrt Umgang mit Fake News
In einem rollenden Klassenzimmer wird Kindern gezeigt, wie man wahre Nachrichten von Falschinformationen unterscheidet

ANDREA FOPP, BRUGG

«SBB-Abteile werden verwüstet bei
illegaler Schulreise!» Diese Schlag-
zeile konnte man am Dienstag in einem
SBB-Wagen lesen. Darunter ein Foto
mit Schülern einer sechsten Klasse der
Primarschule Winterthur und ihrer Leh-
rerin Ruth Baumann. Die Kinder hat-
ten gar keine Freude, wie die Lehrerin
nachher erzählte: «Geht’s noch», hätten
sie gerufen. Denn die 10- und 11-Jährigen
haben nicht randaliert. Sie haben nur
den neuen Fake-News-Wagen der SBB
ausprobiert. Das Bild mit der Schlagzeile
soll den Kindern zeigen, wie schnell Lü-
gen entstehen.Wenn die Kinder den Zug
betreten, wird ein Foto gemacht und
nachher an die Wände projiziert.

Der neue Wagen ist Teil des Schul-
und Erlebniszuges der SBB. Seit 2003
können sich Schulklassen während der
Fahrt zu Themen wie Mobilität oder
nachhaltige Energienutzung schlau-
machen. Im neuen Fake-News-Waggon
lernen die Schüler, zuverlässige Informa-
tionen von Falschmeldungen zu unter-
scheiden. Dafür hat die SBB mit der
SRG zusammengespannt. Das Ganze
scheint für die Verantwortlichen ziem-
lichen Prestigecharakter zu haben. So
kamen am Dienstag der SBB-CEO Vin-
cent Ducrot, der SRG-Generaldirektor
Gilles Marchand, die Zentralpräsidentin
des Lehrerverbands Dagmar Rösler und
der zuständige Bundesrat Albert Rösti
zur Einweihung nach Brugg.

Bundesrat Rösti sprach von einem
«tollen Projekt». Als Politiker sei er
mit klassischen Medien aufgewachsen.
Bei der SRG und anderen klassischen
Medien könne er sich in der Regel darauf
verlassen, dass Informationen auf ihren
Wahrheitsgehalt überprüft worden seien.
Doch bei Youtube, Snapchat oder Tiktok
könne man sich dessen nicht sicher sein.

Fake-News-Opfer Rösti

Rösti weiss, wovon er redet. Im Dezem-
ber 2022 hatte jemand unter dem
Namen des Bundesrats ein falsches Pro-
fil auf Twitter (heute X) eröffnet und
fälschlicherweise den Tod des ehema-
ligen Bundesrats Adolf Ogi verkündet.
Mitglieder seiner SVP waren aber auch
selbst schon für Fake News verantwort-
lich. So hatte der Nationalrat Andreas
Glarner vor den Wahlen im Oktober
ein Video in den sozialen Netzwerken
veröffentlicht. Es wurde mit künstlicher
Intelligenz hergestellt und zeigte die
grüne Nationalrätin Sibel Arslan, welche
Glarner angeblich zur Wahl empfiehlt.
Arslan reichte eine Strafanzeige gegen
Glarner und Unbekannt ein.

Wer sich mit Politik auskennt, weiss
sofort: Arslan würde Glarner nie zur
Wahl empfehlen. Doch für Menschen,
die wenig Zeitung lesen, ist es schwie-
rig, Fake News zu erkennen. Und diese
Gruppe nimmt zu. Nur noch 43 Pro-
zent der Schweizer Bevölkerung infor-
miert sich mittels klassischer Medien,
wie das Jahrbuch Qualität der Medien
2023 des Forschungszentrums Öffent-
lichkeit und Gesellschaft (Fög) der Uni-
versität Zürich erhoben hat. Vor allem
Junge orientieren sich zunehmend über
soziale Netzwerke, sie sind für 41 Pro-
zent der 18- bis 24-Jährigen die wich-
tigste Informationsquelle.

Der Fake-News-Zug soll der abneh-
menden Medienkompetenz etwas ent-
gegensetzen. Die Reichweite ist be-
achtlich: Rund 15 000 Kinder reisen
pro Jahr mit. In der Politik kommt das
Projekt allerdings nicht nur gut an. Gre-
gor Rutz anerkennt zwar die Problema-
tik von Fake News, ist aber skeptisch,
was den Schul- und Erlebniszug betrifft:
«Wenn zwei Staatsinstitutionen hier zu-
sammenspannen, ist das kaum die opti-
male Lösung», sagt der SVP-National-
rat. Die SBB sind eine Aktiengesell-
schaft im Besitz der Eidgenossenschaft.

Die SRG ist ein privater Verein, der
öffentlich finanziert wird.

Laut Rutz ist das beste Mittel gegen
Fake News private Medienvielfalt.
«Wenn eine Redaktion einen Chabis
schreibt, kann eine andere die Falsch-
information entlarven.» Für eine ge-
sunde Medienlandschaft mit verschie-
denen privaten journalistischen Ange-
boten brauche es die richtigen Rahmen-
bedingungen, sagt Rutz: «Medienvielfalt
kann nur der Markt bringen.» Rutz
argumentiert mit der Medienfreiheit:
Diese sei in erster Linie ein Schutz
vor Interventionen durch den Staat.
Dieser dürfe nur eingreifen, wenn es
zwingend nötig sei und ein Marktver-
sagen vorliege. Der Service public habe
eine subsidiäre Funktion. Daher sei es
auch richtig, den Auftrag der SRG bes-
ser einzugrenzen. Gregor Rutz ist Teil
der Aktion Medienfreiheit, welche
eine Grundsatzdebatte über die Auf-
gaben der SRG und ihrer Beziehung zu
den Privaten fordert. Und Mitglied des
Komitees für die Gebührensenkungsin-
itiative, mit welcher die Initianten die
SRG-Gebühren senken wollen.

Tatsächlich gibt es auch Falschinfor-
mationen in seriösen Medien oder

«Chabis», wie es Rutz nennt. Doch es
handelt sich in der Regel um mensch-
liches Versagen, nicht um böse Ab-
sicht – Journalisten halten sich in den
allermeisten Fällen ans Wahrheitsgebot.
Kommt die Falschinformation ans
Licht, macht die Redaktion das trans-
parent. Derzeit lässt sich das gerade an
der Berichterstattung über die BVG-
Reform beobachten, über welche die
Bevölkerung im September abstimmt.
Die Tamedia-Zeitungen schrieben am
22. Juni, «mittelständische Angestellte»
wären die Verlierer der Vorlage. Dies
habe die Sammelstiftung Proparis er-
rechnet. Letzte Woche deckten SRF
und CH Media auf, dass die Zahlen
irreführend waren. Die Tamedia-Zei-
tungen berichteten und wiesen auf den
eigenen Fehler hin.

Plattformen regulieren

Häufig kommen Fake News aber nicht
von journalistischen Redaktionen, son-
dern von politischen Organisationen mit
unbekannten Urhebern. Und sie vertei-
len sich in Windeseile auf den sozialen
Netzwerken. Während die EU diese
Plattformen mit strengen Gesetzen

reguliert, hatte die Schweiz bisher eine
liberale Handhabe.

Das will der Bundesrat nun ändern,
wie Rösti am Dienstag bekräftigte. Bür-
ger, die von Fake News oder Hassbot-
schaften auf Tiktok, Facebook oder X
betroffen sind, sollen sich in Zukunft an
eine Meldestelle wenden können. Die
Landesregierung hatte dem Departe-
ment für Umwelt,Verkehr, Energie und
Kommunikation (Uvek) im April 2023
den Auftrag gegeben, eine Vernehmlas-
sungsvorlage auszuarbeiten, «ohne die
positiven Effekte der Plattformen auf
die Meinungsäusserungsfreiheit einzu-
schränken». Demnächst komme das Ge-
schäft in den Bundesrat, so Rösti.

Der SP-Nationalrat Jon Pult begrüsst
eine stärkere Regulierung. Seiner Mei-
nung nach hat der Bundesrat «die Ge-
fahr von Fake News unterschätzt». Ge-
rade auch in Bezug auf die geopoliti-
sche Lage. Seit dem Angriff Russlands
auf die Ukraine und dem Terrorangriff
der Hamas auf Israel ist die Gefahr von
Falschinformationen noch einmal deut-
lich geworden. Der Kreml nutzt gezielt
eingesetzte Lügen, um Europa in ein
schlechtes Licht zu rücken und zu spal-
ten. Dabei gerät auch die Schweiz «zu-
nehmend» in den Fokus, wie der Bun-
desrat im Juni im Bericht «Beeinflus-
sungsaktivitäten und Desinformation»
feststellte. Besonders relevant seien
«staatliche Beeinflussungsakteure, die
offensiv andere Werte, Normen und
politische Systeme propagieren und
demokratische Institutionen untergra-
ben wollen».

Anders als Rutz sieht Pult die SRG
nicht als Hemmschuh für die Medien-
vielfalt, sondern als deren Garant: «Die
SRG ist auch auf Kanälen präsent, von
denen sich andere Medien zurückgezo-
gen haben», sagt Pult, beispielsweise in
den Regionen. Dort liefere sie täglich
zuverlässige Informationen. Das helfe
den Bürgerinnen und Bürgern, zwischen
richtigen und falschen Informationen zu
unterscheiden.

Die Diskussion, was die SRG soll und
was nicht, dürfte noch Jahre dauern. Der
Bundesrat will erst über die Konzession
reden, wenn die Bevölkerung über die
Halbierungsinitiative abgestimmt hat. In
der Zwischenzeit dürfte der Fake-News-
Zug für das Medienhaus eine willkom-
mene Werbeplattform sein. Es gehört
zwar zum Auftrag der SRG, mit ihrem
Angebot zu Bildung und Wissen beizu-
tragen und die Aufgaben öffentlicher
Bildungsinstitutionen zu berücksichti-
gen. Gleichzeitig können Sympathie-
punkte in der Bevölkerung nicht scha-
den, während sie gegen politische Ab-
baupläne lobbyiert.

«Dieser Zug fährt in die Zukunft», davon ist Bundesrat Albert Rösti überzeugt. MICHAEL BUHOLZER / KEYSTONE

Knappe Zustimmung zur Individualbesteuerung
Die FDP bleibt gegenüber den Wünschen der Linken standhaft

KATHARINA FONTANA

Die Individualbesteuerung hat die erste
Hürde im Parlament genommen: Die
nationalrätliche Wirtschaftskommis-
sion (WAK-N) spricht sich dafür aus,
die Ehepaarbesteuerung schweizweit
grundlegend zu reformieren und künf-
tig jede Person unabhängig von ihrem
Zivilstand zu besteuern. Sie hat mit
13 zu 12 Stimmen der entsprechen-
den Gesetzesvorlage des Bundesrates
zugestimmt. Diese bildet den indirek-
ten Gegenvorschlag zur «Steuergerech-
tigkeits-Initiative», welche die freisin-
nigen Frauen 2022 eingereicht haben.
Auch diese wird von der Kommission
mit 13 zu 12 Stimmen zur Annahme
empfohlen.

Das knappe Stimmenverhältnis in
der Kommission bildet die zwei prak-
tisch gleich grossen Lager ab, die sich
in dieser Frage seit langem geschlossen
gegenüberstehen: Die «Konservativen»
aus Mitte und SVP beharren auf der ge-
meinsamen Besteuerung von Ehepaa-
ren, weil davon tendenziell traditionelle

Haushalte profitieren. Sie wollen die
steuerliche Heiratsstrafe für Ehepaare
nicht mit der Individualbesteuerung,
sondern mit einem Splittingmodell oder
auf anderem Weg beseitigen. Die «Pro-
gressiven» aus FDP, Grünliberalen und
Linken fordern den Wechsel zur Indivi-
dualbesteuerung, weil diese vor allem
Doppelverdienerehepaaren dient. Sie
haben den Bundesrat auf ihrer Seite.

Kein Kuhhandel mit Kita-Gesetz

Dass sich die Allianz der «Progressi-
ven» in der WAK-N durchgesetzt hat,
ist keine Selbstverständlichkeit, denn
die Vorstellungen zwischen der FDP
und ihren Verbündeten liegen weit aus-
einander. Die Vorlage soll bei der direk-
ten Bundessteuer schätzungsweise zu
Steuerausfällen von rund 1 Milliarde
Franken jährlich führen, rund 800 Mil-
lionen davon entfallen auf den Bund,
der Rest auf die Kantone. Die SP hat
im Vorfeld der Beratungen betont, dass
sie dies als inakzeptabel ansieht. Die
Steuerausfälle seien zu kompensieren.

Andernfalls habe die Individualbesteue-
rung keine Chance, hiess es stets.

Doch ihr Antrag, die Steuerreform
aufkommensneutral umzusetzen, schei-
terte in der WAK-N klar. Ebenso wollte
die Mehrheit der Kommission nichts da-
von wissen, die ohnehin schon sehr steile
Progression bei den oberen Einkommen
weiter zu verschärfen und die Gutver-
diener noch stärker zu belasten, um die
Steuerausfälle auf 500 Millionen Fran-
ken zu begrenzen. Ebenso misslang der
Versuch, der FDP einen Kuhhandel auf-
zudrängen und die linke Zustimmung
zur Steuerreform davon abhängig zu
machen, dass der Bund fortan Kinder-
krippen im grossen Stil subventioniert.

Obschon sie unterlagen, stimmten
die linken Vertreter in der WAK-N der
Steuervorlage am Ende zu. Das ist über-
raschend und dürfte sehr direkt mit der
Standfestigkeit der FDP zu tun haben.
Offenkundig haben die Freisinnigen
überzeugend klargemacht, dass sie nicht
bereit sind, den Linken entgegenzukom-
men – auch dann nicht, wenn diese dro-
hen, die Individualbesteuerung, die vor

allem ein Prestigeprojekt der FDP-
Frauen ist, scheitern zu lassen.

Auf der linken Seite sorgte das un-
nachgiebige Verhalten der FDP dem
Vernehmen nach für Verblüffung. Dass
sich die Freisinnigen standhaft zeigen
könnten, damit schien man nicht wirk-
lich gerechnet zu haben. Gleichwohl er-
schien es den Linken nicht opportun,
den Gegenvorschlag deswegen bereits
in der Kommission abzulehnen. Man
hofft, dass die FDP zu einem späteren
Zeitpunkt dem Druck von links doch
noch nachgeben und zu Kompromissen
bereit sein wird.

Initiative der Mitte-Partei

Die Mehrheitsverhältnisse sind aller-
dings so knapp, dass ungewiss ist, ob
die Steuervorlage in der Herbstsession
im Nationalrat Erfolg haben wird oder
nicht. Einzelne Abweichler oder Ab-
wesende könnten den Ausschlag ge-
ben. Und auch bei einer Zustimmung
ist der Weg zur Individualbesteuerung
noch weit. Als Nächster ist der Stände-

rat am Zug. Und dort, in der konser-
vativeren Kammer, dürfte die Begeis-
terung über die Einführung der zivil-
standsunabhängigen Besteuerung nicht
unbändig sein.

Kommt hinzu, dass inzwischen eine
Konkurrenz-Initiative vorliegt: Die
Mitte-Partei hat diesen Frühling ein
eigenes Volksbegehren zur Ehepaar-
besteuerung eingereicht («Fairness-
Initiative»), das an der gemeinschaft-
lichen Veranlagung der Gatten festhält.
Diese Initiative dürfte nicht nur für die
«Konservativen», sondern auch für etli-
che Freisinnige attraktiv sein. Denn sie
schlägt die Einführung der sogenannten
alternativen Steuerberechnung vor.

Dabei handelt es sich vereinfacht
gesagt um eine für Ehepaare sehr vor-
teilhafte Lösung. Sie sieht vor, dass das
Steueramt zwei Vergleichsrechnungen
erstellt: die übliche gemeinsame Veran-
lagung sowie eine zweite,wie sie für Kon-
kubinatspaare gilt. Die Ehepaare müss-
ten den für sie günstigeren Betrag bezah-
len, womit die steuerliche Heiratsstrafe
für alle Verheirateten beseitigt wäre.
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Die Grünen gehen bei der AHV aufs Ganze
Abstimmungsbeschwerde richtet sich auch gegen Zusatzfinanzierung – auf dem Spiel stehen zwei Milliarden Franken im Jahr

FABIAN SCHÄFER, BERN

Richter lassen sich ungern unter Zeit-
druck setzen, Bundesrichter erst recht
nicht. Nun aber muss sich das höchste
Gericht mit einem delikaten Fall befas-
sen, der nicht nur die Fundamente der
direkten Demokratie berührt, sondern
bei dem auch der Faktor Zeit eine wich-
tige Rolle spielt.Der Entscheid des Bun-
desgerichts dürfte auch davon abhän-
gen, wie lange es sich dafür Zeit lässt.

Der Reihe nach. Die Grünen haben
amDienstag mitgeteilt, dass sie ihre Be-
schwerde gegen die Volksabstimmung
über die Reform «AHV 21» definitiv
an das Bundesgericht weiterziehen. Die
Vorlage umfasste primär die Anglei-
chung des Rentenalters der Frauen an
jenes derMänner. Sie ist 2022 knapp an-
genommen worden (50,5 Prozent Ja).

Nun aber verlangen die Grünen, die
Abstimmung müsse annulliert werden.
Auslöser der Beschwerde ist die auf-
sehenerregende Korrektur der AHV-
Zahlen, über die der Bund vor zwei
Wochen informiert hat.Das Bundesamt
für Sozialversicherungen (BSV) musste
beichten, dass seine Projektionen die
mittelfristige Entwicklung derAusgaben
des Sozialwerks überschätzt hatten. Die
AHV dürfte zwar ab 2026 wachsende
Defizite schreiben, diese fallen aber
kleiner aus als erwartet, derAHV-Fonds
geht weniger rasch zur Neige.

Debatte «massiv beeinflusst»

Ursache der Panne sind laut BSV zwei
«fehlerhafte Formeln». Diese waren –
und das macht die Sache delikat – be-
reits bei der Berechnung derAHV-Zah-
len zum Einsatz gekommen, mit denen
der Bund im Vorfeld des Urnengangs
von 2022 argumentierte. Im damaligen
Abstimmungsbüchlein war dieser Satz
zu lesen: «In den nächsten zehn Jah-
ren hat die AHV einen Finanzierungs-
bedarf von rund 18,5 Milliarden Fran-
ken». Diese Zahl dürfte nach allem, was
bisher bekannt ist, zu hoch sein.

Aus Sicht der Grünen ist der Fall
damit klar: Der Bund hat die Stimm-
berechtigten falsch informiert, und
diese hatten keine Chance, den Feh-
ler zu erkennen. Die pessimistischen
Zahlen hätten die Debatte «massiv be-
einflusst», wie die Grünen in der Be-
schwerde betonen. Sie verlangen die

Aufhebung des Urnengangs, zumal
dieser sehr knapp ausging, womit die
Wahrscheinlichkeit, dass der Fehler den
Ausgang entscheidend beeinflusst hat,
umso grösser ist.

Doch da gibt es noch ein Problem.
Am gleichenTag hat dasVolk auch über
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer für
die AHV abgestimmt, die rechtlich mit
der anderenVorlage verknüpft war.Will
heissen:Die Zusatzfinanzierung und die
Erhöhung des Rentenalters der Frauen
waren voneinander abhängig, es konn-
ten nur beide Vorlagen zusammen in
Kraft treten oder keine von beiden.Das
stürzt die linken Kritikerinnen in ein
Dilemma. Auch die SP-Frauen haben
eine Beschwerde angekündigt, diese
soll sich aber nur gegen dieAbstimmung
über das Rentenalter 65 richten, nicht
gegen die Steuererhöhung. Denn die
höheren Einnahmen für das Sozialwerk
möchte man nicht aufs Spiel setzen.

Die Grünen gehen einen ande-
ren Weg. Zwar würden auch sie es
am liebsten sehen, wenn das Bun-
desgericht einzig den Volksentscheid
über das höhere Rentenalter widerru-
fen würde. Aber für den Fall, dass sie
damit nicht durchkommen, verlangen
sie in einem Eventualantrag die Auf-
hebung beider Abstimmungen. Dies
wiederum würde sich bei derAHV um-
gehend bemerkbar machen: Wenn die
beiden Urnengänge nachträglich aufge-
hoben werden, verliert das Sozialwerk
in den nächsten Jahren je rund 2 Mil-
liarden Franken, was – Rechenfehler
hin oder her – die Finanzlage sofort
markant verschärfen würde.

Doch vor allem einArgument spricht
dagegen, dass es so weit kommt. Hier
kommt der Faktor Zeit ins Spiel: Das
Bundesgericht hat in früheren Streit-
fällen betont, dass die nachträgliche
Aufhebung einer Abstimmung jeweils

dann besonders problematisch ist,wenn
der Entscheid in der Zwischenzeit
handfeste Konsequenzen hatte. Wenn
revidierte Gesetze bereits in Kraft ge-
treten sind, wenn Privatpersonen oder
Firmen sich an neue Umstände ange-
passt haben, wenn aufgrund der neuen
Regeln unumkehrbare Entscheide ge-
fallen sind: In solchen Fällen sprechen
laut Gericht die Rechtssicherheit so-
wie die Grundsätze vonTreu und Glau-
ben gegen die Annullation einer Ab-
stimmung, auch wenn diese womög-
lich durch falsche Informationen be-
einträchtigt worden ist.

Aus diesem Grund hat das Ge-
richt 2011 den Volksentscheid über die
Unternehmenssteuerreform II nicht
kassiert. Hingegen hat es 2019 die Ab-
stimmung über dieVolksinitiative gegen
die Heiratsstrafe auch deshalb aufgeho-
ben, weil dieser Urnengang keinerlei
praktische Folgen gehabt hatte. Für die

Grünen verheisst das wenig Gutes. Die
höheren Sätze der Mehrwertsteuer sind
bereits in Kraft getreten, dasselbe gilt
für einige kleinere Elemente der AHV-
Reform. Deren Herzstück wiederum –
die Erhöhung des Rentenalters der
Frauen – wird ab Anfang 2025 schritt-
weise umgesetzt. Bis dahin sind es weni-
ger als fünf Monate.

Prognosen sind unsicher

Auch wenn sich das Bundesgericht an-
gesichts der Tragweite sputen dürfte:
dass es vor Ende Jahr entscheiden wird,
erscheint unrealistisch. Im Fall der Hei-
ratsstrafe sind vom Eingang der Be-
schwerden bis zum Urteil etwa zehn
Monate vergangen.Wenn der Entscheid
in Sachen AHV ebenso viel Zeit in An-
spruch nimmt, dürfte ein Widerruf un-
wahrscheinlich sein.

Den Grünen ist dieses Risiko sehr
wohl bewusst. In ihrer Beschwerde-
schrift monieren sie, eine solche «Politik
der vollendeten Tatsachen» werde das

Vertrauen in die Demokratie gefährden.
Mehr noch: Bundesämter, die Fehler
gemacht haben, könnten versucht sein,
diese erst offenzulegen, wenn es zu spät
ist, wenn eine Abstimmung nicht mehr
aufgehoben werden kann.

Noch ein zweiter Punkt spricht
gegen die Grünen: Bei den umstritte-
nen Zahlen handelte es sich um Pro-
gnosen.Das musste allen Stimmberech-
tigten klar sein. Und wie hielt das Bun-
desgericht im Fall Heiratsstrafe fest:
«Der Umstand allein, dass sich Pro-
gnosen im Nachhinein als unzutreffend
oder falsch erweisen, stellt für sich ge-
nommen keine Irreführung der Stimm-
berechtigten und keine Verletzung der
Abstimmungsfreiheit dar.»

Wenn Cédric Wermuth zur grossen Liebe wird
Betrüger fälschen immer wieder die Identität von Prominenten, um ihre Opfer um hohe Geldbeträge zu bringen

DANIEL GERNY, ERICH ASCHWANDEN

Auf diese Idee muss man erst einmal
kommen: Als Lockvogel für einen Lie-
besbetrug wählen Betrüger ausgerech-
net den SP-Co-Präsidenten CédricWer-
muth aus. Sie erstellen auf Facebook
mehrere gefälschte Profile des bekann-
ten Politikers und reichern diese mit
echten Bildern im falschen Kontext an.
Sie hoffen, dass leichtgläubige Userin-
nen darauf reagieren und mit dem fal-
schenWermuth in Kontakt treten.

Mit falschen Identitäten und vorge-
täuschten Liebesschwüren versuchen sie,
ihre Opfer so lange um den Finger zu wi-
ckeln, bis diese Geld überweisen. Ob-
wohl jedermann die Kontaktdaten von
Wermuth im Internet auffinden kann
und den Betrug so aufdecken könnte,
geht die Rechnung für die Betrüger zu-
nächst auf: Eine Frau erklärt sich dazu
bereit, dem vermeintlichen Wermuth
100 000 Franken zu überweisen.Das be-
richteten die CH-Media-Zeitungen am
Montag.Erst als die betroffene Bank die
merkwürdige Transaktion auf ein Konto
ohne Wermuths Namen verdächtig vor-
kommt, fliegt der Schwindel schliesslich
auf.Das Betrugsopfer ist ohne finanziel-
len Schaden davongekommen.UndWer-
muth hat inzwischenAnzeige erstattet.

Auch wenn die Vorstellung, dass
der SP-Co-Präsident via Facebook

Liebesbeziehungen knüpft und dann
um Geld bettelt, ziemlich weltfremd
klingt: Liebesbetrug – oder sogenann-
ter Romance-Scam – ist keine Selten-
heit. Jedes Jahr zahlen Opfer mehrere
Millionen Franken an solche Betrüger.
Laut einer Umfrage der Nachrichten-
agentur SDA unter Kantonspolizeien
waren es 2022 über vier Millionen Fran-
ken. In einem Fall, den die NZZ recher-
chierte, bezahlte ein Opfer den Betrü-
gern fast 300 000 Franken.

Nigeria ein Hotspot für Betrüger

Die Polizeiliche Kriminalstatistik des
Bundes (PKS) verzeichnet für das ver-
gangene Jahr fast 700 Fälle von Ro-
mance-Scam. Die Täter lullen ihre Op-
fer mit Zuneigung und Liebesschwü-
ren so lange ein, bis diese anbeissen,
Vertrauen haben und sich vielleicht gar
verlieben. In den meisten Fällen sind
Frauen die Opfer, doch es gibt auch die
umgekehrte Variante.

Nur wenige Fälle werden aufgeklärt.
2023 waren es knapp 18 Prozent. Dies
liegt unter anderem daran, dass die
meisten Täter aus dem Ausland agie-
ren. So gilt Nigeria als einer der Hot-
spots: Das Land ist arm, die staatlichen
Strukturen sind schwach, die Rechts-
hilfe funktioniert oft eher schlecht als
recht. Ausserdem ist die Amtssprache

in Nigeria Englisch, was die Kommu-
nikation mit europäischen Opfern er-
leichtert. Woher die Täter im Fake-
Wermuth-Fall kommen, ist allerdings
unbekannt. Sie müssen aber mit den
Verhältnissen in der Schweiz gut ver-
traut sein. In ihren gefälschten Einträ-
gen auf Social Media erwähnten sie laut
den CH-Media-Zeitungen auch politi-
sche Entwicklungen.

Dass ein bekannter Politiker als Lie-
beslockvogel eingesetzt wurde, macht
den Fall besonders pikant. Im Kanton
Aargau war dies laut Kriminalpolizei so-
gar der erste solche Fall.Dass mit promi-
nenten Köpfen Vertrauen geweckt wer-
den soll, kommt aber immer wieder vor.
Im Frühjahr wurde bekannt, dass das
Finanzdepartement von Karin Keller-
Sutter juristisch gegen unbekannte Be-
trüger vorging,nachdem diese imNamen
der Bundesrätin für eine angeblich vom
Bund entwickelte Investitionsplattform
geworben hatten. Eine klassische Ma-

sche: Mit gefälschten Online-Artikeln
mit angeblichen Prominenten locken die
Täter die Opfer auf dubiose Plattformen,
um sie dort abzuzocken.

Besonders beliebt bei den Betrü-
gern sind Moderatorinnen und Mode-
ratoren. Sie flimmern regelmässig über
die Bildschirme und gelten bei vielen
TV-Zuschauern als vertrauenswürdig.
So tauchen seit einiger Zeit gefälschte
Artikel über Sandra Boner auf. Über
die Moderatorin von SRF Meteo wer-
den schockierende Geschichten ver-
breitet, die Betrugsopfer zum Ankli-
cken von bestimmten Webseiten ani-
mieren sollen. Experten befürchten,
dass mit der zunehmendenVerbreitung
von künstlicher Intelligenz (KI) die
Zahl solcher Betrugsversuche steigen
wird. So beobachtet das Bundesamt
für Cybersicherheit eine Zunahme der
Verwendung von KI für Phishing- und
Betrugsversuche. Dadurch wird es für
die anvisierten Opfer immer schwieri-
ger, echte von falschen Nachrichten zu
unterscheiden.

Anrufe mit falscher Identität

Solche sogenannten Deepfakes machen
bereits die Runde. So kursiert seit kur-
zemeinVideo,das angeblich den «Tages-
schau»-Moderator Roger Aebli im TV-
Studio zeigt. In demmitKI produzierten

undüberdie sozialenNetzwerkeverbrei-
teten Film empfiehlt der vermeintliche
Aebli eine Casino-App. In Deutschland
wurde die Schauspielerin Uschi Glas für
diese Masche missbraucht, in den USA
Tom Hanks. SRF hat inzwischen Straf-
anzeige gegen die Hersteller des Deep-
fake-Videos eingereicht.

Doch auch die Identität von Perso-
nen aus demprivatenUmfeld potenziel-
ler Opfer kann mithilfe von künstlicher
Intelligenz perfekt nachgestellt werden.
Solche Stimmen werden laut Bundes-
amt für Cybersicherheit für Schockan-
rufe verwendet. Dabei rufe ein angeb-
licher Polizist an und erkläre, dass der
Sohn oder die Tochter in einen Unfall
verwickelt sei undman eineKaution be-
zahlen müsse.

Als Beweis und Druckmittel wird
dann laut dem Bundesamt eine fabri-
zierte Aufzeichnung abgespielt, in wel-
cher die Person mit einer für das Op-
fer erkennbaren Stimme dramatisch um
Hilfe bittet.Wegen solcher Fälle ist das
Strafgesetzbuchkürzlich umeine zusätz-
liche Bestimmung ergänzt worden. Seit
vergangenem September wird zu einer
Freiheits- oder Geldstrafe verurteilt,
«wer die Identität einer anderen Per-
son ohne deren Einwilligung verwen-
det, um dieser zu schaden oder um sich
oder einemDritten einen unrechtmässi-
gen Vorteil zu verschaffen».

Die Grünen warnen
vor einer «Politik der
vollendeten Tatsachen».
Diese werde das
Vertrauen in die
Demokratie gefährden.

Cédric Wermuth
Co-Präsident SPKE
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Ab wann gilt auch für Frauen das Rentenalter 65? Die Frage wird zum Fall für das Bundesgericht. GIAN EHRENZELLER / KEYSTONE


